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Einleitung 

Gegenstand der UntersuchWlg ist die Frage, ob die Pairing-Vereinbartmg ein 
geeignetes, rechtmäßiges sowie notwendiges Mittel ist, um die Folgen von Ab-
stimmWlgsabstinenz von Volksvertretern auszugleichen. 

Unter einem Pairing versteht man sowohl die Absprache einzelner Abgeord-
neter der Regiertmgs- Wld Oppositionsfraktion( en) als auch die generelle Ab-
sprache von sich gegenüberstehenden Fraktionen, die Abwesenheit eines Abge-
ordneten durch die Nichtteilnahme an AbstimmWlgen zugtmSten der Wahrtmg 
der vorgegebenen Kräfteverhältnisse innerhalb der Volksvertrettmg auszuglei-
ehen. 1 Auch im folgenden wird stets der aus dem Englischen stammende 
Ausdruck Pairing2 verwendet. Die bis zur letzten JahrhWldertwende gängige 
Übersetzung ,,Abpaaren,,3 vermochte sich im zwanzigsten JahrhWldert nicht 
durchzusetzen.4 Pairing ist keine typisch deutsche ErscheinWlg, sondern eine Er-
scheinWlg der parlamentarischen Demokratien der Welt. Die Suche nach der 
Herkunft dieser Absprachen führt bezeichnenderweise in das sog. Mutter- Wld 
Musterland des Parlamentarismus, nach Großbritannien. Dort traten die Pro-
bleme der modernen parlamentarischen Demokratie in der Regel zuerst auf. Die 
Vergegenwärtigtmg der über zweieinhalb JahrhWlderte alten Erfahrtmg mit dem 
Pairing wird möglicherweise dazu beitragen, den bisherigen Sinn des deutschen 

I Vgl. die Definitionen von Röttger, JuS 1977, 7 (7); Diclcersbach, in: GellerlKleinrahm, 
VerfNW, Art. 30 Arun. 4 b) bb); Abmeier, Befugnisse, S. 101; Troßmann, Parlamentsrecht, Anh. B 
zu § 54 Vorb.; Achterberg, Parlamentarische Verhandlung, S. 115; ders., Parlamentsrecht, S. 646; 
H Franke, Ältestemat, S. 111; Schulze-Fielitz, Informale Verfassungsstaat, S. 56; ders., in: H.-P. 
Schneider/Zeh, ParlRPr, § 11 Rdm. 50, S. 378; C. Amdt, ebenda, § 21 Rdm. 51, S. 671, Fn. 68; 
Kese, VR 39/1993, 266 (272); Schmidt-Bleibtreu, in: Schmidt-BleibtreulKlein, 00, Art. 121 Rdm. 
3; Hojheinz, Glossar, S. 237; Schreiber, BWahlG, § 46 Rdm. 3, Fn. 43; Waechter, Komrnunalrecht, 
S. 198, Rdm. 360. 

21n der anglo-amerikanischen Literatur tauchen vereinzelt die Begriffe pairing-off und pair auf; 
vgl. etwa MaylCocks, Treatise, S. 394; MacNeil, Democracy, S. 356; Chase, American Law, S. 
104. 

3 Siehe Haym, Nationalversammlung, Bd. 3, S. 101; May, Parlament, S. 306, in der Übersetzung 
von Oppenheim; Fischei, Verfassung Englands, S. 424; Redlich, Englischer Parlamentarismus, S. 
368; HaI/bauer, in: Bergsträsser, Frankfurter Parlament, S. 188; Stahl, Historisch-Politisches AI-
chiv 1/1930, I (50). 

4 Diese findet sich später noch bei Kramer, Fraktionsbindungen, S. 183, dessen Ausführungen 
sich jedoch ausschließlich auf das neunzehnte Jahrhundert beziehen. 

2* 
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Pairing-Verfahrens zu verdeutlichen. Die anschließende Betrachtung ausgewähl-
ter parlamentarischer Demokratien soll für die spätere Beurteilung des deut-
schen Pairings Anstöße geben und Argumente liefern. 

Da das Pairing hierzulande keine positiv normierte parlamentarische Praxis 
ist, stellt sich die Frage nach der Herkunft um so mehr. Parlamentarische Präze-
denzien müssen vorgestellt werden, weil darin Lösungen über Verfahrensfragen 
liegen, zu denen die Geschäftsordnung schweigt. Nach einer genaueren Charak-
terisierung des Pairing-Verfahrens wird danach gefragt, ob sich die praktische 
Bedeutung in der Diätensicherung der Abgeordneten erschöpfts oder ob dadurch 
tatsächlich Mehrheitsverhältnisse aufrechterhalten werden können, indem Abwe-
senheiten ,,neutralisiert" werden. Krankheiten, Dienstreisen oder sonstige Abwe-
senheitsgrunde waren möglicherweise bereits kausal für Abstimmungsnieder-
lagen. 

Dies fiihrt zum ersten der bei den Kemprobleme der Arbeit, und zwar ob sich 
Mehrheits- oder schlichte Stärkeverhältnisse im Parlament zwischen den ein-
zelnen Fraktionen ohne Verstoß gegen das Grundgesetz aufgrund von zwischen-
zeitlichen Abwesenheitsfällen einzelner Volksvertreter überhaupt verändern dür-
fen, wobei das demokratische Prinzip des Grundgesetzes im Vordergrund stehen 
wird. Die Klärung dessen dient der Beurteilung der Notwendigkeit einer Pairing-
Vereinbarung. Dieser Gesichtspunkt scheint in der deutschsprachigen Literatur 
kaum Beachtung gefunden zu haben. 

Das iweite Kernproblem befaßt sich mit der Rechtmäßigkeit der denkbaren 
Pairing-Varianten. Zunächst muß zwar die heutige, dem Pairing gegenüber eher 
zurückhaltende Parlamentspraxis gewürdigt werden. Ein Pairing hat vor dem 
Grundgesetz womöglich aber nicht nur Bestand, es könnte sogar von der Verfas-
sung gefordert werden. Ziel der Arbeit könnte es dann sein, dem Pairing eine 
neue und bislang unerkannte Bedeutung beizumessen. Hierbei ist das freie Man-
dat des Abgeordneten besonders zu würdigen. Erst danach dürfen rechtspoli-
tische Erwägungen eine Rolle spielen. Ferner stellen sich praktische Probleme. 
Dabei wird noch zu klären sein, ob die Folgen der Abwesenheit nicht durch 
andere, besser geeignete Mittel ausgeglichen werden können, wobei eventuell 
auch hier ein Blick in das Ausland hilft. Das Pairing verdient jedoch im Ver-
gleich zu möglichen Alternativen eine herausragende Beachtung, da es in der 
deutschen Parlamentspraxis das einzige Regulativ für Abstimmungsabstinenz im 
Plenum ist. 

5 So Schulze-Fielitz, in: H.-P. Schneider/Zeh, ParlRPr, § 11 Rdnr. 50, S. 378, Fn. 127. 



Einleitung 21 

Es wurde von der Abwesenheit von Volksvertretern gesprochen. Anders als 
auf Bundes- und größtenteils auf Landesebene rücken auf kommunaler Ebene 
Befangenheitstatbestände ins Blickfeld, die zusätzlich zu anderen Gründen die 
Teilnahme an Abstimmungen in kommWlalen VolksvertretWlgen verhindern. 
Dies reizt zu untersuchen, ob auch hier ein Pairing eine geeignete, rechtmäßige 
sowie notwendige EinrichtWlg zur Vermeidung der Veränderung von Mehrheits-
verhältnissen darstellt. 
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